VERERET TEN DT IRRE WIESO 
AR2U 


STUDIE LAÄIX Deutfhenausfterreih 
31a ERPA Sliederftrape 1. 


gegen die neuerlich versuchte Zwnngs-Expatriierung und Entdeutschung der 


Teichberechtigten deutschen Staatsan ehörigen Österr.Herkunft in der 
ND$ 


undesrepubli 
'.) Geschichts= und verfassungswidrige rückwirkende Aberkennung der deutschen 
aatsangehörigkeit und r deutschen Volkszugehörigkeit bei den deutbsc 
Staatsbürgern österr,Herkunfts 
Im unüberbrückbaren \iiderspruch zu allen historischen Tatsachen sowie im 
krassen Gegensatz zu dem verfassungsmässig verankerten und gesetzlich aus= 
drücklich anerkannten TATBESTANDE einer seit GEBURT bestshenden deutschen 
VOIKSZUGEHÖRIGKEIT und einer seit 13.3.1938,also seit mehr als 20 Jahren 
ununterbrochenen deutschen STAATSANGEHÖRIGKEIT bei den Deutschen aus 
Österreich behauptete das Bayerische Staatsministerium für Arbeit und sp= 
ziale Fürsorge im Schreiben vom 11.2.1959(VI1/57 8062 a 84/58) ‚dass 
"ein ehemaliger österr.Staatsbürger weder als deutscher STAATSANGE- 
.höriger noch als deutscher VOIKSZUGEHÖRIGER angesbhen werden kön= 
ne , so dass a 1 1 e i n deswegen seine Anerkennung als VERTRIEBE= 
nernicht möglich sei"! 


1.) Bestand der deutschen Volkszugehörigkeit und Heichszugehörigkeit seit eine 
rtausends 


Die geschichtliche TATSACHE, dass die DEUTSCHEN Österreichs seit der Grün= 
dung der "OSTMARK"des Heiligen römischen Reiches Deutscher Nation"um 955 
bzw. 976 n.Z. ungefähr ein JAHRTAUSEND deutsche Reichsangehörige und heu= 
te noch abstammungsmässig und gesinnungsmässig Angehörige des deutschen 
VOIKES sind,kann ernsthaft von niemanden bestritten werden. 


II.)Ununterbrochene deutsche VOLKSZUGEHÖRIGKEIT bei allen Deutschen Österr.: 


Während die Zugehörigkeit zum Deutschen Keiche im letzten Jahrtausend le= 
diglich für ein halbes Jahrhundert in der Zeit von 1866 - 1918 unterbro= 
chen wurde,in der Zeit von 1918 bis 1938 zf.Artsı 1 der Verfassung der Is 
Kepublik DEUTSCH-Österreich v. 12.3.1919 als auch zf.Art.61 der WEIMARER= 
Verfassung umstritten war bzw.von den Siegermächten verboten wurde,be = 
stand sie in der Zeit vom 13.3.1938 bis zum 8.5.1945 wieder. Von diesem 
Zeitpunkte an wurde sie wieder von den Besatzungsmächten verboten und 
durch die Begründung der 2.Österr.kepubkik durch den Staatsvertrag mit 
Österreich v.15.5.1955 zf,Aart. 1 endgültig gelöstz; die deutsche VOIKS = 
ZUGEHÖRIGKEIT hingegen blieb kraft Abstammung und Bekenntnis seit rd.loco 
Jahren unberührt weiterhin bestehen. An solchen TATBESTÄNDEN der Ge = 
schichte darf keine deutsche Behörde im Jahre 1959 vorbeigehen. 


Vv.) Geschiohtswidrine Ummodelung des deutschen Volksstammes in Österreich in 
eine sterreichische NATION": ; 
Die - vor allem unter der Fatronanz der kKOTEN ARMEE -— seit 1945 unter = 
nommenen Versuche,den deutschen VOIKSSTAMM in Österreich im Gegensatz zur 
angeborenen und daher unabänderbaren Zugehörigkeit zum deutschen Volke,in 
eine sigene "Österreichische NATION"zu verwandeln,muss als kläglich ge = 
scheiterte und naturwidrige Geschichtsfälschung verurteilt werden. Auch 
die in Österreich ansässige Wohnbevölkerung bekennt sich - unabhängig vom 
derzeitigen Österreichischen Staatswesen -— zum deutschen Volke und zur 
deutschen Sprach=-,Schicksal= und Aulturgemeinschaft. 


'.) Ununterbrochene deutsche Staatsangehörigkeit bei den Deutschen aus Öster= 
Teich In der Bundesrejubl.. „cusschlaudi 


Gemäss Art. 16/1 GG sowie nach dem 2,StaRegG vom 17.5.1956 besitzen die 
in Deutschland ansässigen Deutschen aus Österreich seit 13,3,1938,also 
seit mehr als 20 Jahren die ununterbrochene deutsche Staatsangehörigkeit, 
wenn sie deren BEIBEHALTUNG kraft der bis zum 30.6.1957 abzugebenden Zu= 
satzerklärung gewünscht haben, An ihrer seit Geburt bestehenden deutschen 
VOIKSZUGEhHÖHRIGKEIT konnte sich bei Veränderung von STAATSGKENZEN über = 
haupt nie irgend etwas ändern. 


I.) Anerkennung der staatsbürgerlichen GLEICHBERECHTIGUNG nach dem BVFG und 
‘dem LAG durch den BUNDES-INNENMINISTER vor dem BUNDESGESETZGEBER; 


ae. 


VII. )Anerk der Vertriebeneneigenschaft u.lastenausgleichsberechtigun, 


II.)Unleugbarkeit und Unwiderrufbarkeit der deutschen Staatsangehörigkeit,Un= 
abänderbarkelt der deutschen Volkszugehörigkeit,sowie Unentziehbarkeit 


Zufolge Protokoll des INNEN - Ausschusses des Deutschen Bundestages vom 
20.3.1957 (s.9) erklärte das BUNDES-Innenninisterium feierlich: 


"an sei sich mit den Staatsangehörigkeitsbehtrden der Länder absolut 
„darüber e ini g ‚dass dann,wenn die positive Erklärung nach 
gegeben sei,ein lückenlos e r Bestand der deutschen Staats= 
angehörigkeit vorliege,so dass auch Ansprüche aus dem VERTRIEBEREN = 
Recht oder aus dem LASTENAUSGLEICH genau so wie jemanden,derun 
unte rbroche n die deutsch e Staatsangehdrig 
keit besessen habe,anerkann t werden müssten". 


uni 


daurc en Präsidenten des \DES-AUS ; 


In völliger ÜBEREINSTIMMUNG mit dem BUNDES-Innenministerium anerkannte 
auch der Präsident des BUNDES-Ausgleichsamtes im Schreiben vom 4.3.1957 
(II/1 - IA 3711 - 23/57)die VERTKHIEBENEN-Eigenschaft und die LASTENAUS = 
GLEICHS-Berechtigung bei den Deutschen aus Österreich unter folgenden 
Voraussetzungen; 

"Erwirbt daher z.B. jemand rückwirkend die deutsche Staatsangehörig= 

.keit nach den Vorschriften des 2,Gesetzes zur Regelung von Fragen 
der Staatsangehörigkeit v.17.,51956(BGB1.1.8.431),ohne gleichzeitig 
die österr .Ötaatsangehörigkeit zu besitzen,so wird er in derRE = 
G EL ‚wenn er seinen Wohnsitz in ÖSTERREICH hatte und diesen im Zu= 
sammenhang mit den Ereignissen des 2.Weltkrieges verloren hat,als „ 
VERTRIEBENEk anzusehen sein und er wird Ausgleichsleistungen erhalten, 


der einmal anerkannten Vertriebeneneigenschaft und Ausgleichsberechtigun 
en Verfassung Wleichberechtigung gem.äArt, 2,Rechtskontinuiltät gem.Art, 
123 GG,Unentziehbarkeit der deutschen Staatsangehörigkeit gem.Art.16/1)u, | 
BVFG und IAG). 

Die angeborene deutsche VOLXSZUGEHÖRIGKEIT_ist geschichtlich-srwissen-u 
daher unleugbar. Die gesetzlich u;verfassungsmässig verankerten und unun= 
terbrochenen deutschen Staatsangehörigkeits= una Grundrechte sind unwider= 
rufbar. Die bisher allseits anerkannte VERTRIEBENEN-Eigenschaft und Aus = : 
gleichsberechtigung darf nach Art.2 GG(kückwirkungsverbot)nicht rückwir= 
kend annulliert werden. Sie ist im "einheitlichen Vertreibungsgebiet"der 
Österr .ung,Nonarchis gem.$ 2 BVEG und gem.$ 11 LAG und $ 1 BVFG als "Ge= 
biet ausserhalb der Grenzen des Deutschen Reiches nach dem Gebietsstand 
vom 31.12.1937 gesetzlich verankert. Dies könnte nur bestritten werden, 
wenn "dem KECHT GEWALT angetan werde"(Zeitschrift des BVertr.Min."Der 
Fachberater",hHeft 2/1959,5.44) 


Zusammenfassende Aechtsstandfestellung: 


Über den ununterbrochenen 20 jährigen Besitz der deutschen Staatsangehd= 
rigkeit bei den Deutschen aus Österreich kann ebenso wenig noch ein Zwei= 
fel bestehen wie über deren angeborene deutsche VOLKSZUGEHÖRIGKEIT. In = 
folge der Schicksalsgemeinschaft mit dem deutschen Volke und der staats= 
bürgerlichen Gleichberechtigung ist das kecht auf VERKTRIEBENEN-Eigenschaf 
und auf die Solidaritätshilde des deutschen en Gründen der 
Verfassung und der Moral unentziehbar. Die im Punkt I,)Jangeführte These, 
die deutschen Staatsangehörigen Österr.Herkunft und deutscher Nationali= 
tät wären weder deutsche Staatsangehörige noch deutsche Volkszugehörige 
und könnten allein deshalb weder als Vertriebene noch als lLastenausgleic 
berechtigte anerkannt werden,ist verfassungswidrig,gesetzwidrig,geschicht 
wiarig und dahderirreal.,. N 
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